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In der Kunst der Postmoderne haben 
Kunst und Aktionismus zentrale 
Bedeutung: Ob Wiener Aktionismus, 
öffentliche Performances von 
Valie Export oder jüngere urbane 
Interventionen alla “nikeground.com 
– rethinking space” – künstlerischer 
Aktionismus überschreitet Grenzen. 
Mit dem Ziel, gesellschaftliche 
Wirksamkeit zu erreichen, wird 
aktiv in soziale und politische 
Agenden interveniert. Die Menschen 
beziehungsweise das Publikum 
wachzurütteln, sie zu ermutigen, eigene 
Grenzen und festgefahrene Haltungen 
zu durchbrechen, war und ist diesen 
künstlerischen Aktionen verbindend. 
Folglich erscheint Aktivismus in der 
Kunst angesichts der Klimakrise 
naheliegend. Doch inwiefern sind 
Attacken von Klimaaktivist*innen im 
Kontext von Kunst und Aktionismus 
einzuordnen?

Radikal waren die frühen Auf-
tritte der Wiener Aktionist*innen ab 
den frühen 60er Jahren. Als sich Her-
man Nitsch, Adolf Frohner und Otto 
Mühl im Perinetkeller („Die Blutor-
gel“, Wien 1962) ein- und wieder aus-
mauerten, reagierte die Öffentlich-
keit mit Entsetzen. Das Ziel dieser und 
zahlreicher anderer Aktionen war, die 
Nachkriegsgesellschaft in ihrer alltäg-

Irritationen aus. Denn die Künstlerin 
führte ihren damaligen Lebenspart-
ner wie einen Hund an einer Leine. 
Diese schlichte, jedoch eindeutige Per-
formance („Mappe der Hundigkeit“, 
Wien 1968) führte sowohl unter Pas-
sant*innen als auch in den Medien 
zu einer breiten Abwehrhaltung. Denn 
diese publikumswirksame Perfor- 
mance inszenierte vorherrschende Rol-
lenbilder: „Die Befreiung der Frau aus 
der Knechtschaft des Mannes wurde 
spielerisch und provokativ bis zum Ex-
trem getrieben.“1 Mit dieser Aktion im 
öffentlichen Raum radikalisierte das 
Künstlerpaar die Geschlechterverhält-
nisse in ihren damals vorherrschenden 
Zuschreibungen.

Im Oktober 2003 sorgte ein futuris- 
tisch anmutender gläserner Pavillon 
am Wiener Karlsplatz für einen „Rie-
sen-Wirbel“2. Der begehbare Baukör-
per annoncierte die Umbenennung des 
prominenten Wiener Platzes in „Nike-
platz“ und war weitreichend sicht-
bar mit dem Logo des internationalen 
Sportartikelkonzerns gebrandet. Pas-
sant*innen konnten sich in der Aus-
stellung über die Pläne für die Errich-
tung eines 36 Meter hohen Monuments 
und die Umbenennung des historischen 
Platzes informieren. Medial und öffent-
lich wurde heftig debattiert, auf wel-
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lichen Ausblendung (zeit-)geschicht-
licher Ereignisse zu provozieren und 
Fragen der Mitverantwortung und Re-
flexion des eigenen Handelns zu ent-
tabuisieren. Die assoziative Wirkung 
des in diesen Aktionen verwendeten 
Opferlammes, der rituelle Verweis des 
Einkerkerns und der folgende Akt der 
Befreiung durch das Publikum ver-
weisen auf das Zusammenwirken sym-
bolischer und interpretativer Elemente 
in einem inszenierten, bewusst aggres-
siven Handlungsstrang. 

Als Valie Export in den späten 
60er-Jahren auf der Wiener Kärntner-
straße mit Peter Weibel spazieren ging, 
löste sie Unverständnis und massive 

Klimakleber*innen führen zu Kontroversen. Kann so die gewünschte gesellschaftliche Wirkung erreicht 
werden?  Wie sind Attacken von Klimaaktivist*innen im Kontext von Kunst und Aktionismus einzuordnen?
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Intention dieser Attacke sei, „dass 
die Politik das Ausmaß der Klimakrise 
anerkennt […] und dementsprechend 
handelt“3, erklärte der Aktivist Wagner 
in einem diesbezüglichen Interview. 
Das Leopold Museum als Schauplatz 
der Aktion wurde bewusst ausgewählt, 
da der Ölkonzern OMV als Hauptspon-
sor für das Ausstellungsprogramm aus-
gewiesen sei. Die beiden Aktivisten 
begründeten den Ort dieser konkreten 
Intervention auch damit, dass die Ver-
nichtung fossiler Brennstoffe und die 
Verflechtungen von Politik und Wirt-
schaft in der öffentlichen Agenda kaum 
thematisiert würden.

„Wir wollen keine Menschen ver-
ärgern“4, betonte Lukas Trattner ge-
genüber der Tageszeitung HEUTE. 
Vielmehr agiere die Letzte Generation 
aus einer gesellschaftlichen Dring-
lichkeit, einem Notstand, heraus: „Wir 
haben alle Mittel, die uns als demokra-
tische Bürger zur Verfügung stehen, 
ausgeschöpft“. Mit Verweis auf bishe-
rige Demonstrationen und das Klima-
volksbegehren, die Trattners Meinung 
nach keine – zumindest keine ausrei-
chenden – politischen Veränderungen 
zur Folge hatten, sieht der Klimaakti-
vist, Attacken auf Kunstgemälde als 
„legitimes“5 Mittel.

Museumdirektor Hans-Peter Wip-
plinger sieht in diesem Angriff auf 
Kunstwerke jedoch das „falsche Mit-
tel“ und betont, dass seiner Ansicht 
nach Aktionen dieser Art „der falsche 
Weg“ seien, „um ein Umdenken in der 
breiten Öffentlichkeit zu erreichen“6. 
Auf der österreichischen Website der 
„Letzten Generation“ wird darauf 
Bezug genommen: „Eine Demonstrati-
on vor der OMV schafft es nicht auf die 
Titelseite, etwas Farbe auf einer Glas-
scheibe im Museum schon.“7 Nicht als 
Attacke auf die Kunst sei die Aktion 
zu werten, vielmehr sei die Kunst – so-
wohl Kunstsektor als auch Kunstobjekt 
– Bühne und Medium: „Wir nutzen die 
Kunst, damit das Ausmaß der Klima-
krise auf der emotionalen Ebene erfahr-
bar wird durch unsere Inszenierung.“8 

cher Rechtsgrundlage diese Namens- 
änderung passiere – und inwiefern 
diese als moderne Ausgestaltung öf-
fentlicher Plätze anzusehen wäre. Erst 
nach Wochen entlarvte sich das Projekt 
als temporäre Kunstaktion, die von der 
österreichischen Netzkultur-Plattform 
Public Netbase in Kooperation mit 
dem Kollektiv 0100101110101101.
ORG realisiert wurde und eine Reak-
tion auf die zunehmende kommerzi-
elle (Werbe-)Nutzung des öffentlichen 
Raums darstellte. 

Kunst, Öffentlichkeit und 
Medien als Triangel kritischer 
Interventionen
Die Trennlinien von Kunst und Leben 
zu überwinden, ist diesen drei – bei-
spielhaften – österreichischen Kunstak-
tionen verbindend. Der öffentliche oder 
auch halböffentliche Raum, die unmit-
telbare Ansprache von und (zumeist) 
kontroverse Interaktion mit der 
Bevölkerung sind Basis dieser aktio- 
nistischen Projekte. Mittels der Insze-
nierung, vielmehr Vorführung gesell-
schaftlicher Verhaltensweisen und 
Einstellungen, wird eine Bühne für 
öffentliche Debatten errichtet. Den 
Medien als Berichterstattern und Mei-
nungsbildnern kommt ebenfalls eine 
zentrale Rolle zu. 

Als provokativ, aggressiv, radi-
kal, irritierend und verstörend wur-
den im Spätherbst 2022 auch jene 
Aktionen wahrgenommen, die Kli-
maaktivist*innen in Museen durch-
führten. Nicht nur in Österreich, son-
dern in zahlreichen europäischen 
Kunstinstitutionen beschütteten Mit-
glieder der „Letzten Generation“ Aus-
stellungsobjekte mit Farbe oder klebten 
sich an diesen fest. In Österreich war es 
vor allem die Aktion im Wiener Leo-
poldmuseum, die eine umfassenden öf-
fentliche Debatte auslöste. Am 15. No-
vember 2022 schüttete Florian Wagner 
Öl auf das Kunstwerk „Tod und Leben“ 
von Gustav Klimt, sein Mitstreiter Lo-
renz Trattner klebte seine Hand an die 
Schutzscheibe. 

Kunst als Vehikel, gesell- 
schaftliche Prozesse 
mitzugestalten
Auf die Wiener Aktionisten reagierte 
die Wiener Bevölkerung seinerzeit mit 
Entsetzen, Valie Export und Peter Wei-
bel wurden aufgrund ihrer öffentlichen 
Performance kurzzeitig inhaftiert, und 
die Aktion am Karlsplatz hatte einen 
Rechtsstreit mit dem Markenkonzern 
zur Folge. Aus heutiger Sicht und im 
Abstand der Zeitgeschichte erscheinen 
die Auftritte von Hermann Nitsch & Co 
als unabdingbarer Versuch, einer Nach-
kriegsgesellschaft in ihrer naiven Aus-
blendung einen (verstörenden) Spiegel 
vorzuhalten. Valie Export gilt unbe-
stritten als Kunstikone eines befrei-
enden Feminismus. Und nicht die 
Stadt Wien, aber Städte wie Greno- 
ble in Frankreich, Bergen in Norwe-
gen oder Sao Paulo in Brasilien haben 
Werbeverbote in innerstädtischen öf- 
fentlichen Zonen bereits umgesetzt.9 

Kunst hat, oder hat auch, seismogra-
fische Funktion.10 Seismografisch um-
fasst das Vermögen, Erschütterungen, 
Spannungen, Schwingungen als auch – 
im übertragenen Sinne – Stimmungen, 
Gefühle und (potenzielle) Einstel-
lungen zu erspüren. Als zeitgenös-
sische Kunst blickt Kunst in ihrer 
Gegenwärtigkeit kritisch auf einen ge-
sellschaftlichen und/oder politischen 
Status Quo. Wird ein Intervenieren in 
diesen Status Quo als unabdingbar an-
gesehen, ist Aktionismus die Folge. 
So hat etwa auch Peter Weibel die da-
malige Aktion mit Valie Export fol-
gendermaßen kommentiert: „Wenn die 
Sprache […] das Unrecht nicht mehr 
ausdrücken kann, hilft nur mehr die di-
rekte Aktion.“10 Dass diese direkten 
Aktionen zum Zeitpunkt ihrer Reali-
sierung als sogenannter „ziviler Unge-
horsam“ wahrgenommen werden, ist 
im Kontext ihrer Gegenwärtigkeit und 
ihrer seismografischen, gesellschaft-
lichen Funktionalität zu verorten. 

„Wir tragen unseren zivilen Wi-
derstand in die Öffentlichkeit, damit 
wir die Gesellschaft nachhaltig auf-
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Der Autor nimmt für sich in Anspruch, 
im Sinne der Geschlechtergerechtig-
keit zu argumentieren und patriarchale 
Denkmuster zu hinterfragen, die Men-
schenwürde zu stärken und das neolibe-
rale Wirtschaftssystem zu bekämpfen. 
   Wir glauben, dass Eidenberger die-
sen Anspruch verfehlt. Wir widerspre-
chen seiner Argumentation aus wenigs- 
tens drei Gründen und plädieren demge-
genüber für besseren Schutz und Unter-
stützung von Personen, die erotische 
und sexuelle Dienstleistungen anbieten, 
sowie für eine Verbesserung der 
arbeits- und sozialrechtlichen Rahmen-
bedingungen der Sexarbeit. Wir schlie-
ßen uns damit den Positionen u.a. der 
Berufsvertretung Sexarbeit Österreich 
(BSÖ), dem Berufsverband erotische 
und sexuelle Dienstleistungen 
Deutschland e.V. (BesD) und anderen 
Wohlfahrtsverbänden an, die wichtige 
advokatorische und sozialprofessio- 
nelle Dienste im Umfeld der Sexarbeit 
leisten.

Phänomen Sexarbeit
1. Das Phänomen Sexarbeit ist in 

empirisch-sozialwissenschaftlicher 
Betrachtungsweise unübersichtlich 
und verzweigt. Es reicht von zweifel-
los äußerst kritikwürdigen Arbeits- und 
Lebensbedingungen der Sexarbeiten-
den über eine große Vielfalt unter-
schiedlicher erotischer Angebote bis 
zu sexuellen Dienstleistungen für bei-
spielsweise Menschen mit Behinde-
rung (Sexualbegleitung/Sexualassi-
stenz). Diese Vielgestaltigkeit wird von 
Eidenberger ausgeblendet, wie umge-

kehrt die Kriminalisierung des Sex- 
kaufs als Lösung der Probleme be-
worben wird. Tatsächlich belegen in-
zwischen zahlreiche Studien negative 
Effekte des Sexkaufverbots des „Nor-
dischen Modells“; vgl. z.B.: „Auswir-
kungen des Nordischen Modells – Stu-
dienergebnisse zur Prostitutionspolitik 
in Schweden und Norwegen“ (Deut-
scher Bundestag 2020). Insgesamt ver-
leiht ein Sexkaufverbot nicht den Sex- 
arbeitenden mehr Gestaltungsmacht, 
sondern den Kund*innen. Das Ziel 
einer Stärkung der Position der Per-
sonen, die sexuelle Dienste anbieten, 
ist anhand der Datenlage ebenso wenig 
nachweisbar wie das Ziel der Bekämp-
fung des Menschenhandels. Natürlich 
bestreiten wir nicht, dass auch gesetz-
liche Regelungen, die kein Sexkauf-
verbot vorsehen, wie etwa das deutsche 
Prostitutionsschutzgesetz, erhebliche 
Defizite aufweisen; eine nüchterne, 
sachliche, regelmäßige Evaluation der 
unterschiedlichen Regelungsmöglich-
keiten ist selbstverständlich geboten.

Sexarbeit ist differenziert
2. Auch aus ethischer Perspektive 

stellt sich eine Bewertung der Sexar-
beit bei weitem differenzierter dar, als 
es im Beitrag angedeutet wird. Aus Re-
spekt vor der Autonomie der Sexarbei-
ter*innen sollte man ihnen nicht mit 
paternalistischem Gestus pauschal ab-
sprechen, dass sie ihr Leben selbstbe-
stimmt führen. Im Beitrag aber wird 
suggeriert, dass Sexarbeiter*innen erst 
durch den „Ausstieg aus der Prostituti-
on“ zu einem selbstbestimmten Leben 

finden können. Das ist – in dieser Pau-
schalisierung – respektlos und trägt zur 
Verächtlichmachung der Personen bei, 
die sexuelle und erotische Dienstleis- 
tungen anbieten. Zwar ist es ein Ge-
winn an Freiheitsspielräumen, wenn 
Sexarbeitende alternative Arbeitsmög-
lichkeiten haben. Aber wer, wenn nicht 
die Sexarbeiter*innen selbst, können 
Auskunft darüber geben, was für sie ein 
selbstbestimmtes Leben ist? 

Respektvoller und wertschät-
zender Umgang

3. Viele Organisationen der Wohl-
fahrtspflege und der Sozialen Arbeit 
bemühen sich um einen respektvollen 
und wertschätzenden Umgang mit Sex- 
arbeitenden. In Oberösterreich steht 
dafür in vorbildlicher Weise die Bera-
tungsstelle LENA für Menschen, die in 
der Sexarbeit tätig sind oder waren.

Diese Arbeit lebt davon, Sexarbei-
tende in ihren Lebenssituationen und 
mit ihrem Beruf zu respektieren, sie in 
ihrer Lebensführung und Berufsaus-
übung zu unterstützen. Statt einen dis-
kriminierenden Opfermythos zu näh-
ren, in dem Sexarbeiter*innen pauschal 
als traumatisierte Opfer karikiert wer-
den, sollte man auf die Vielfalt der Le-
bensumstände von Sexarbeitenden hin-
weisen, etwa auch als Elternteile und 
Ehepartner. Nach wie vor bietet die 
Studie von Helga Amesberger (Sex- 
arbeit in Österreich. Ein Politikfeld 
zwischen Pragmatismus, Moralisie-
rung und Resistenz, Wien 2014) einen 
unverzichtbaren Einblick in diese 
Vielfalt.

Respekt für Sexarbeitende Dr.in Katja Winkler und Dr. Christian 
Spieß, Katholische Universität Linz; 
Institut für Christliche Sozialwissen-
schaften Johannes Schasching SJ

rütteln, statt nach einem Tag verges-
sen zu werden“, ist auf der Websi-
te der Letzen Generation nachzulesen. 
Auch wenn die „Mittel“ vorerst frag-
würdig erscheinen, bleibt aus Perspek-
tive der Kunst(geschichte) abzuwarten 
– und aus persönlicher Sicht, eindring-

lichst zu hoffen – dass ein scheinbares 
Intervenieren „gegen“ als ein mutiges 
Agieren für die Gesellschaft (rasch) an-
erkannt wird. Zielgerichtetes klimapo-
litisches Handeln würde dann wohl 
endlich zur Selbstverständlichkeit 
werden!

                                              Quellen: 

Ass.-Prof.in Dr.in Siglinde 
Lang, M.A.; Institut für Kunst in gegenwär-
tigen Kontexten und  Medien, Katholische Pri-
vat-Universität Linz
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Schnell fossile Energieträger aus dem Boden holen und verbrennen? Wie 
wir die Gefahr eines „grünen Paradoxon“ eindämmen können.

 Karl Steininger und Robert Lackner, 
Wegener Center für Klima und Globa-
len Wandel der Universität Graz

Die im vergangenen November im 
ägyptischen Badeort Sharm-El-
Sheik abgehaltene UN-Klimakonfe-
renz COP27 ließ den so notwendigen 
großen Wurf in der weiteren Minde-
rung von Treibhausgasemissionen ver-
missen. Zwar wurde die Einrichtung 
eines sogenannten Loss-and-Damage-
Fonds beschlossen, mit dem die Länder 
des globalen Südens – die historisch 
gesehen durch sehr geringe Emissi-
onen sehr wenig zur aktuellen Situa-
tion beigetragen haben, aber am stärk-
sten vom Klimawandel betroffen sind 
– für erlittene Schäden und Verluste 
entschädigt werden sollen. Eine Ver-
schärfung der Länderziele zur Reduk-
tion des Ausstoßes an Treibhausgasen, 
um so die Erderwärmung zumindest 
abzuschwächen, konnte jedoch nicht 
erreicht werden. Das 2015 in Paris ver-
einbarte 1,5-Grad-Ziel rückt damit in 
vielleicht unerreichbare Ferne. 

Raus aus dem Öl aber wie?
In diesem Zusammenhang taucht 
immer wieder die Frage auf, ob ein Ver-
bot der Nutzung von Öl und Gas in den 
Industrieländern des globalen Nordens 
etwas bewirken könnte. Dabei gilt es 
allerdings zu bedenken, dass bei gerin-
gerer Nachfrage etwa in Europa nicht 
benötigte Mengen an fossilen Ener-
gieträgern auf andere Märkte umge-
leitet werden könnten. Weniger Bedarf 
an fossilen Energieträgern in Europa 
würden deren Preis am Weltmarkt sin-
ken lassen, und damit wohl die Nach-
frage in all jenen Ländern ansteigen 
lassen, die keine gegen gerichtete Kli-
mapolitik umsetzen. Zudem hätte ein 
solches Verbot einen weiteren, schwer-
wiegenderen Effekt: Es würde die Pro-
duzenten dazu veranlassen, noch vor 
seinem Inkrafttreten das Maximum aus 
dem Boden zu holen und so schnell wie 
möglich, selbst zu Billigpreisen, zu 
verkaufen, um am Ende nicht auf dann 
überhaupt wertlosen Rohstoffen sitzen 

zu bleiben. 
Das vom deutschen Wirtschaftsfor-

scher Hans Werner Sinn als „grünes Pa-
radoxon“ bezeichnete Dilemma ergibt 
sich dadurch, dass Staaten der Versu-
chung erliegen könnten, diese billigen 
Rohstoffe einzukaufen, anstatt die En-
ergiewende voranzutreiben. Ein ein-
seitiges Nutzungsverbot von Öl und 
Gas würde in diesem Fall den Aus-
stoß schädlicher Emissionen also gar 
erhöhen.

Entschlossenes Handeln statt 
weiter abwarten
Auch wenn das vom grünen Parado-
xon ausgehende Risiko nicht von der 
Hand zu weisen ist, gibt es eine Reihe 
weiterer Aspekte, die mitbedacht wer-
den müssen. Mit dem Anstieg erneuer-
barer Energien und dem zunehmenden, 
freiwilligen Verzicht auf fossile Brenn-
stoffe kommt es automatisch auch zu 
geringerer Exploration, es wird also 
weniger intensiv nach neuen Öl- und 
Gasfeldern gesucht. Dadurch sinkt die 
auf dem Markt verfügbare Menge an 
Gas und Öl. Zudem besteht die Chance, 
dass Öl in Zukunft vermehrt für andere 
Produkte Anwendung findet und daher 
zu wertvoll sein wird, um verbrannt zu 
werden. Und schließlich muss auf den 
dynamischen Kontext verwiesen wer-
den: Die Angst vor dem grünen Para-
doxon darf nicht dazu führen, dass die 
Energiewende lascher vorangetrieben 
wird, denn je langsamer es zu einem 
Ausstieg aus fossilen Energieträgern 
kommt, desto größer ist die Gefahr, 
dass uns tatsächlich ein „Rush to burn“ 
blüht. Denn eine Verzögerung strikter 
Klimapolitik wird die Ölproduzenten 
genau zu jenem Schritt verleiten, den 
es zu vermeiden gilt: Besser noch heute 
als morgen ihr Öl aus den Lagerstätten 
zu Tage zu bringen. 

Wichtig wird es daher sein, diese 
Überlegungen in die Gestaltung von 
Klimapolitik einfließen zu lassen, und 

entsprechende Maßnahmen schnell, 
transparent und stabil umzusetzen.

Lehren aus der Vergangenheit
Eine Ideallösung des Problems 
bestünde darin, dass die gesamte Welt 
gemeinsam an einem Strang zieht, um 
ungeachtet eigener Sonderinteressen 
die Nachfrage nach fossilen Energie-
trägern geschlossen zurückzufahren. 
Erfahrungsgemäß werden allerdings 
nicht alle Länder dazu bereit sein. Inso-
fern muss sich die Staatengemeinschaft 
Gedanken über eine Angebotspoli-
tik mit finanziellen Anreizen machen. 
Anders ausgedrückt: Förderländer 
könnten in Zukunft dafür bezahlt wer-
den, die Rohstoffe im Boden zu las-
sen. Als historisches Beispiel für ein 
derartiges Vorgehen kann die Abschaf-
fung der Sklaverei in Großbritan-
nien dienen. Die britische Regierung 
wandte 1833 für Entschädigungs-
zahlungen an Sklavenhalter 20 Mil-
lionen Pfund auf. Diese Summe, 
die heute den geschätzten Gegen-
wert von 20 Milliarden Pfund hätte, 
entsprach in diesem Jahr rund 40 % 
der Staatseinnahmen bzw. einem Vier-
tel des Bruttoinlandsprodukts und 
musste zu einem Großteil über Kredite 
finanziert werden. 

Um zur eingangs erwähnten COP27 
zurückzukehren: Die Grundidee zur 
Einrichtung eines Loss-and-Damage-
Fonds geht ironischerweise auf eine 
Forderung ausgerechnet der Ölländer 
zurück, um für einen finanziellen Ver-
lust durch eingestellte Exploration und 
Förderung entschädigt zu werden. An-
gesichts dessen, was auf dem Spiel 
steht, sollte diese Option nicht von 
vornherein verworfen werden. Die Fi-
nanzierung eines solche Fonds wäre 
zwar kostspielig, langfristig aber je-
denfalls machbar – auch die Brit*innen 
tilgten ihren für den Kampf gegen das 
Übel der Sklaverei aufgenommenen 
Kredit erst 2015.

Öl und Gas in der EU? Eine Folgenabschätzung

Es stehen 2,6 Mio. Hektar landwirt-
schaftlich genutzte Fläche in Öster-
reich im Zwiespalt zwischen Nah-
rungsmittelproduktion, Verlust durch  
Verbauung, Boden-, Arten- und Klima-
schutz.

Brot
In Österreich liegt der Selbstversor-
gungsgrad von Getreide bei 94 %, 
von Fleisch bei 112 %. Unser Bedarf 
an Getreide kann somit knapp nicht 
gedeckt werden, bei Fleisch schon, 
wir können sogar einen Überschuss 
exportieren. Aber was ist denn mein 
„Bedarf“? Ist der Bedarf der, dass ich 
27 % des Brotes wegwerfen kann? 
Der Bedarf, jeden Tag Fleisch zu essen 
,steigert auch den Bedarf an Getreide. 
Getreide, das weltweit knapp ist und 
durch Spekulationen für viele Men-
schen unleistbar wird. Wir heben den 
Getreidebedarf, da Getreide auch als 
Futtermittel verwendet wird. Würden 
wir nur so viel Fleisch konsumieren, 
wie allein durch Wiesenfutter produ-
ziert werden kann, wäre unser Getrei-
debedarf bei weitem niedriger. Welt-
weit steigende Bevölkerungszahlen, 
steigender Wohlstand und damit ein-
hergehend ein steigender Fleischkon-
sum bedingen eine steigende Boden-
ausbeutung. Böden müssen unter 
intensiver Landwirtschaft mehr leisten 
als sie können. Woran wir das mes-
sen können? An Humusgehalt und 
Bodenstruktur.

Humus
Wie stehen Lebensmittel und Humus 
im Zusammenhang? Humus ist das 
Gold der Erde. Alles abgestorbene 
Leben, das kleiner als 2 mm groß ist, 
ist Humus. Auch wir Menschen wer-
den einmal wieder zu lebendiger Erde. 
Kompost, Ausscheidungen von Wur-
zeln, Bakterien und Pflanzenreste 
bestehen aus organischen Kohlenstoff-

verbindungen und diese sind unser 
wertvoller Humus. Er macht die Erde 
fruchtbar und kann viel Wasser und 
Nährstoffe speichern. Hinzu kommt 
die Klimaschutzfunktion: Ursprung 
des organischen Kohlenstoffs ist die 
Photosynthese. Pflanzen können das 
CO2 (Kohlenstoffdioxid) der Atmo-
sphäre in Kohlehydrate umwandeln, 
die nichts anderes sind als organische 
Kohlenstoffverbindungen. Den Groß-
teil davon brauchen sie für ihr Wachs-
tum und 11 % des Kohlenstoffs aus der 
Photosynthese scheiden sie über die 
Wurzeln wieder aus. So werden Mikro-
organismen angelockt, die Nährstoffe 
herbeibringen. Ein jahrtausendealter 
Tauschhandel. Aktiver Pflanzenbe-
wuchs fördert also die Humusgehalte 
unserer Böden. Intensive Landbewirt-
schaftung bringt viel Bodenbearbei-
tung mit sich und senkt dadurch die 
Humusgehalte. Dabei wird viel CO2 
freigesetzt. Verdeutlichen lässt sich die 
Klimaschutzfunktion an dieser Tatsa-
che: Weltweit ist drei- bis viermal mehr 
Kohlenstoff in Böden gespeichert, als 
in der Atmosphäre und den Pflanzen 
auf der Erde zusammengerechnet.

Neben Humus ist die Bodenstruk-
tur ein weiteres Maß für die nachhaltige 
Produktionsfähigkeit. Stabile Böden 
können schweren Maschinen standhal-
ten, vor Erosion schützen, und sehr 
viel Wasser in kurzer Zeit aufnehmen 
und speichern. In Zeiten von Stark-
regenereignissen und längeren Tro-
ckenperioden eine Eigenschaft, die vor 
Hochwasser schützt und Kulturpflan-
zen die Trockenheit überleben lässt. 
Strukturreiche Böden wirken wie ein 
Schwamm und sehen durch ihre vie-
len Poren auch so aus. Bodenstruktur 
wird durch das Bodenleben geschaffen, 
da es Bodenteilchen verkleben kann. 
Weltmeister der Bodenverbauung ist 
der Regenwurm. Er lässt Blätter von 
Bakterien vorverdauen und frisst an-

schließend den Bakterienschleim und 
Tonteilchen. In seinem Darm werden 
diese verklebt und als stabilste Ton-Hu-
mus-Komplexe ausgeschieden, frucht-
barem Mörtel gleich. Zerstört wird 
Bodenstruktur vor allem dann, wenn 
Boden bei feuchten, nassen Verhält-
nissen befahren oder stark bearbeitet 
wird. Vor allem offene Böden sind stark 
erosionsgefährdet, können also leicht 
durch Wind verweht und durch Wasser 
abgeschwemmt werden. Windschutz-
gürtel wie Hecken und Bodenbewuchs, 
schaffen hier Abhilfe.

Schutz
Bodenschutzmaßnahmen sind essen-
ziell für die Erhaltung unserer Nah-
rungs- und Lebensgrundlage. Doch 
nicht nur Landwirt*innen kön-
nen einen Beitrag zum Bodenschutz 
leisten: Um den Boden im eigenen 
Garten fruchtbar zu halten, sollte er 
möglichst ganzjährig bepflanzt, oder 
mit Mulch bedeckt werden. Nach der 
Ernte können Gründüngungen gesät 
werden, nur so ist das Bodenleben zu 
fördern. Das Optimum für die Boden-
fruchtbarkeit stellt jedoch Grünland 
dar: Durch die langjährige Boden-
ruhe der Wiesen können die höchs-
ten Humusgehalte erreicht werden. 
Viele der Bodenschutzmaßnahmen 
sind für Landwirt*innen ein Mehr-
aufwand, der sich über den Verkauf 
der Produkte bisher nicht amortisiert. 
Ein Teil davon wird über die maß-
nahmengebundenen Ausgleichszah-
lungen gedeckt. Die meisten Bäu-
er*innen stehen hinter Umweltschutz, 
wollen unseren Lebensraum erhalten 
und den Boden mit gutem Gewissen 
an die nächsten Generationen überge-
ben. Das dürfen wir uns alle zu Herzen 
nehmen:Schützen wir unseren Boden 
und unsereUmwelt indem wir regio-
nale Biolebensmittel zu einem fairen 
Preis kaufen.

Unser tägliches Brot gibt uns der Boden

Boden ist die unabdingbare Lebensgrundlage für zahlreiche Lebens-
formen. Aber der Boden ist viel mehr noch: Eine Nahrungsgrundlage – 
und das auch für uns Menschen. 

DI Lisa Doppelbauer,
Wissenschaftliche Mitarbeiterin
Bioforschung Austria
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• hohe Konsumleistung (Umsatz-
steuer)

für die Ertragsanteile vorteilhaft. 
Es ist ebenso von Interesse, dass sich 

Unternehmen nicht nur ansiedeln, son-
dern auch die Steuern in Österreich zah-
len (veranlagte Einkommens- und Kör-
perschaftssteuer umfassten 2021 rund 
10 % des Steueraufkommens). Die Er-
tragsanteile machen rund ein Drittel 
der finanziellen Mittel der Gemeinden 
aus. Gemeinsam mit den Transferzah-
lungen von Bund und Ländern (z.B. 
die Bedarfszuweisungen, die im urei-
gensten Sinne Gemeindemittel sind) 
betragen diese insgesamt sogar 44 % 
des Finanzierungshaushalts. Selbst-
verständlich kann der Anteil je nach 
Bundesland und nach Gemeinde vari-
ieren. In Oberösterreich lagen die Er-
tragsanteile im Jahr 2020 pro Kopf bei 
etwas über 800 €, im Vergleich dazu im 
Burgenland bei etwas knapp über 700 € 
und in Wien bei etwas unter 1.000 €. 
Gemeinden sind – entsprechend der 
Anknüpfung an die Bevölkerungszahl 
– daher bestrebt, ihre Einwohnerzahl, 
wenn möglich zu steigern bzw. zu-
mindest zu halten, indem sie attraktive 
Services und Infrastrukturen anbie-
ten. Dazu gehören beispielsweise der 
Ausbau von leistbarem Wohnen, die 
Versorgung mit (betrieblichen) Bau-
gründen (Widmungskompetenz der 
Gemeinden), besondere Angebote für 
Studierende, um den Hauptwohnsitz in 
der Gemeinde zu belassen oder auch at-
traktive Rahmenbedingungen wie z.B. 
Nahversorgung, aktive Kultur- und 
Freizeitangebote, qualitative Bildungs- 
und Betreuungsangebote usw., was 
wiederum Investitionen bzw. Folge- 
kosten verursacht.

Gemeindeeigene Steuern
Die zweitwichtigste Quelle sind die 
gemeindeeigenen Steuern (z.B. Kom-
munal- und Grundsteuer, Interessenten- 

beiträge z.B. für Aufschließungen, Hun- 
desteuer u.a.) mit einem Anteil von ca. 
20 % an der Einnahmenstruktur. Auch 
hier war bis 2019 ein kontinuierlicher 
Aufwärtstrend erkennbar. 
Die 3%ige Besteuerung der Löhne und 
Gehälter der in der Gemeinde ansäs-
sigen Unternehmen und Betriebe bil-
den die Kommunalsteuer. Aufgrund 
der hohen Bedeutung ist es im Interesse 
von Gemeinden, sofern es die Lage, 
die Topographie, die Verfügbarkeit 
von betrieblichen Flächen u.a. ermög-
licht, Betriebe aktiv anzusiedeln, die 
wiederum Mitarbeiter*innen anstel-
len und damit die Kommunalsteuer-
einnahmen positiv beeinflussen. Mit 
betriebliche Aktivitäten kann jedoch 
ein steigendes Verkehrsaufkommen 
einhergehen, Emissionen oder der Ver-
brauch von Boden nachteilig sein. Mit 
der COVID-19 Pandemie und dem 
Modell der Kurzarbeit, die von der 
Kommunalsteuerpflicht ausgenommen 
war, war dieser Anteil deutlich rück-
läufig. Die Grundsteuer orientiert sich 
an der Fläche und ist mit einem knapp 
3%igen Anteil an der Einnahmenstruk-
tur eine relativ stabile Größe. Nur 
Umwidmungen von land- und forst-
wirtschaftlichen Flächen in z.B. bebau-
bare Widmungen für Wohnen oder eine 
betriebliche Nutzung haben eine Stei-
gerung zur Folge, da die Grundsteuer 
zwischen diesen Widmungen variiert. 
Die Ausführungen zeigen, dass 
Gemeinden Einfluss auf ihre finanzi-
elle Situation nehmen können. Nicht 
allumfassend, nicht uneingeschränkt, 
aber diese Handlungsspielräume 
zukunftsorientiert zu nutzen, gewähr-
leistet lebenswerte Gemeinden auch 
morgen!

QUELLEN:

Je nachdem wie differenziert die Ein-
nahmenstruktur betrachtet wird, kön-
nen eigene und gemeinschaftliche Steu-
ern, Transfereinnahmen von Bund und 
Ländern, zweckgebundene Gebühren, 
Abgaben, Leistungsentgelte (z.B. der 
Eintritt ins Freibad) oder Einzahlungen 
aus wirtschaftlicher Tätigkeit unter-
schieden werden. Daneben zählen auch 
Verkaufserlöse (z.B. von Wohnungen, 
Grundstücken) oder Erträge aus Wert-
papieren zu den Einzahlungen. Die 
zwei wesentlichsten Finanzierungs-
quellen – und hier im Folgenden näher 
dargestellt – sind die Ertragsanteile an 
den gemeinschaftlichen Bundesabga-
ben (ca. 30 %) zum einen und die 
gemeindeeigenen Steuern mit Grund-
steuer und Kommunalsteuer (ca. 20 %), 
zum anderen.

Ertragsanteile
Sie sind jener Anteil an den seitens 
des Bundes eingehobenen Steuern, die 
gemäß Finanzausgleichsgesetz den 
Gemeinden zukommen. Die Ertrags- 
anteile werden entsprechend der 
Gemeindegröße (abgestufter Bevöl-
kerungsschlüssel) und der Bevölke-
rungszahl verteilt. Zwischen 2009 und 
2019 gab es kontinuierliche Steige-
rungen. Mit einem konjunkturellen 
Einbruch wie im Jahr 2020 durch die 
COVID-19-Pandemie, sinken die Steu-
ereinnahmen und damit die Ertrags-
anteile. Diese variieren monatlich 
abhängig vom Steueraufkommen, das 
zu zwei Drittel aus Umsatzsteuer und 
Lohnsteuer besteht. Aus gesamtgesell-
schaftlicher Sicht sind eine 

• wirtschaftlich gute Entwicklung, 
günstigen Rahmenbedingungen für 
unternehmerisches Handeln (Steu-
erpolitik, Verfügbarkeit von Flächen 
für Unternehmen, gut ausgebildetes 
Personal, usw.), 

• hohe Beschäftigungsquote (Lohn- 
  steuer) und

Wie sich unsere Gemeinden finanzieren
Gemeinden sind Orte, in denen wir leben, wohnen, arbeiten, unsere Frei-
zeit verbringen, öffentliche Leistungen und Infrastrukturen in Anspruch 
nehmen. Woher kommen die finanziellen Mittel, werden sie beeinflusst?

FH-Prof.in MMag.a Dr.in Franziska Cecon
Professur für Public Management, 
FH Oberösterreich, Linz

Folgende Bücher sind im Sozialreferat 
entlehnbar:

K. Cordsen: Die Weltverbesse-
rer. Wie viel Aktionismus verträgt 
unsere Gesellschaft? 
Aufbau Verlag,  Berlin 2022,  
140 Seiten.
Von Fridays For Future zur Hilfe für 
Bootsflüchtlinge, für Gleichberechti-
gung der Geschlechter bis Abrüstung 
usw. bilden sich Aktionsgruppen- 
Bewegungen. Aktivist*innen sind in 
der Mitte der Gesellschaft angekom-
men. Teilweise mischen sie im etab-
lierten politischen System mit. Erfolge 
stellen sich aber nicht schnell ein, es 
braucht langen Atem,  um die vertre-
tenen Anliegen durchzusetzen. Es wird 
auf Welterlöser, auch auf Jesus Chris-
tus, zurückgegriffen. Der vorliegende 
journalistisch gut geschriebene Essay, 
gibt einen historischen Überblick, 
der bis zum Aktivistenkongress 1919 
zurückgeht. Es werden linke und rechte 
Aktivist*innen beleuchtet. Schriftstel-
ler, aber auch Manager von Großkon-
zernen und Aktionär*innen (Beeinflus-
sung von Börsenkursen) nutzen sie für 
ihre Zwecke. Oft steckt pure Verzweif-
lung hinter diesen Aktionen. Daher 
wird auch häufig friedliche Sabo-
tage als Mittel der Notwehr angese-
hen. Die Wut ist allgegenwärtig. Das 
sehen nicht nur linke Aktivist*innen 
so, sondern auch ihre rechten Pendants 
(Volkszorn). Die aktivistisch moti-
vierte Moralität gefährdet einen liberal 
eingestellten Aktivismus. Dieser fühlt 
sich nicht als allein seligmachender 
Aktivismus, der die ganze Welt ver-
bessern will, sondern will nur im Klei-
nen handeln. Es wird interessant sein 
zu beobachten, wie sich der Aktivis-
mus weiterentwickeln wird. Ein hoch-
interessantes Buch, das sich dem kom-
plexen Thema leicht lesbar nähert und 
Ordnung in die aktivistischen Bewe-
gungen bringt. Unbedingte Leseemp-
fehlung.

7

Suppe im Schnösel-
schuh 
Gibt es Schöneres, als 
durch einen kleinen Akt Sand ins 
schadbringende Weltgetriebe zu brö-
seln? In meinen Ohren hat „Aktio-
nismus“ keinen schlechten Klang. Er 
kann so viel mehr sein als gemeine 
Zerstörlust. Er kombiniert im besten 
Fall Protest gegen die eigene Ohn-
macht mit Protest gegen die Mäch-
tigen. Darum ficht es mich nicht 
besonders an, wenn junge Leute die 
Schutzgläser vor Kunstwerken besu-
deln. Ich hoffe nur, dass das Putz-
personal anständig bezahlt wird. Mit 
Essen spielt man nicht, aber hier geht 
es um ernste Anliegen. Die Treffsi-
cherheit der Kunst-Besuppung zeigt 
sich am Bahö in der Zielgruppe: Es 
tobt hauptsächlich das höhere Bür-
gertum, also Leute, die ihren Beitrag 
zur Weltrettung darin sehen, dass der 
neue SUV einen Hybrid-Antrieb und 
der Zweitwohnsitz eine Photovol-
taikanlage hat. 

Für mich war das digitale Ver-
ramschen des Klimt-„Kusses“ als 
NFT der größere Frevel. Was NFTs 
genau sind, habe ich mich geweigert 
zu verstehen, irgendwas mit Block-
chain und Kryptographie. Schnell 
entpuppte sich der Bildfutzerlver-
kauf nicht nur als Flop, sondern als 
mords CO2-Schleuder. Keine Ah-
nung, wem man für diese Idee Toma-
tensuppe in die Maßschuhe kippen 
könnte, verdient wär's jedenfalls.

Ganz anders der Püree-Protest. 
So bekommt ein Kunstwerk, das von 
Millionen Augen in sterilen Muse-
umskästen vielleicht schon ganz fa-
denscheinig geschaut ist, seine ge-
sellschaftspolitische Kraft zurück! 
Mir wäre es nur lieber, wenn der Ak-
tionismus seine wahren Ziele besser 
ins Visier nähme. Warum sich nicht 
auf der Zufahrt zur KTM-Motohall 
festkleben? Oder mit einer postmo-
dernen Inszenierung des „Rings der 
Nibelungen“ die Westring-Baustel-
le okkupieren? Auf die Diskussion 
über Sinn und Wert dieser Interventi-
onen freue ich mich sehr.

Ihre Weinbergschnecke

A. Komlosy: Zeitenwende. Corona, 
Big Data und die kybernetische 
Zukunft. 
Promedia Verlag, Wien 2022,  
288 Seiten.
Der Übergang vom industriellen Zeit-
alter zum kybernetischen Zeitalter 
wurde durch Corona beschleunigt. 
Pharma-Industrie, Bio- und Nanotech-
nologie sind die führenden Branchen 
des Übergangs. Gleichzeitig geht auch 
die Vorherrschaft des Westens verlo-
ren. Das Buch gliedert sich in zwei Ab-
schnitte: Langfristige Entwicklungen 
(Konjunkturzyklen, lange Wellen 
der Geopolitik und lange Wellen der 
menschheitsgeschichtlichen Evoluti-
on), während Abschnitt zwei der Fra-
ge nachgeht, wie die Maßnahmen der 
Sars-Cov-2 Bekämpfung diese Zyklen 
beschleunigten. Es ist nicht an eine 
völlige Zurückweisung digitaler Er-
rungenschaften gedacht, sondern kann 
auch zur Unterstützung beim Rückbau 
globaler Abhängigkeiten zur Regiona-
lisierung von Wirtschaftskreisläufen 
eingesetzt werden. Eines der ersten 
Bücher, das sich den langfristigen Aus-
wirkungen der Pandemie widmet.

M. Marterbauer/M. Schürz: Angst 
und Angstmacherei. Für eine 
Wirtschaftpolitik, die Hoffnung 
macht. 
Paul Zsolnay Verlag, Wien 2022, 
383 Seiten.
Die neoliberale Wirtschaftspolitik 
betrachtet Angst als unterstützenden 
Faktor ihrer Intentionen. Sie schürt des-
halb Angst vor einem sozialen Abstieg 
oder der Altersarmut, oder vor einem 
bevormundenden Staat. Was kann nun 
dieser Angst entgegengesetzt werden? 
Ein gut funktionierender Sozialstaat 
mit hohen Mindeststandards, ebenso 
als auch leistbares Wohnen. In einer 
Gesellschaft, in der es zahlreiche Mil-
liardär*innen gibt, darf es keine Armut 
geben. Deshalb die wiederkehrende 
Forderung nach einer Vermögens- und 
Erbschaftssteuer. Die Angstmache-
rei kann durch Wirtschaftspolitik, die 
Hoffnung macht, verhindert werden. 
Deshalb ist Ausdauer vonnöten, um die 
Hoffnung auf eine gerechtere Gesell-
schaft zu bewahren.
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Verschwörungstheorien – 
Menschen auf der Suche 
Zum Umgang mit Verschwörungser-
zählungen und ihren Anhänger*innen 
Di., 28. Februar 2023, 19 Uhr
Referent: Mag. Herbert Mühringer, 
Weltanschauungsfragen Diözese Linz
Nähere Informationen: 
https://www.dioezese-linz.at/instituti-
on/8045/aktuelles/article/214010.html 



Es braucht Alternativen – 
Gestalten wir gemeinsam 
eine lebenswerte Zukunft!
Auto stehen lassen & Öffis nutzen
Autofasten ist ein wirksames Mittel 
zur Reduktion des CO2-Ausstoßes 
und hilft daher, den Konsequenzen 
des Klimawandels entgegenzuwir-
ken.
Die von der katholischen und 
evangelischen Kirche getragene In-
itiative vom Aschermittwoch, 22. 
Februar bis Karsamstag, 8. April 
2023 lädt ein, das eigene Mobili-
tätsverhalten zu überdenken und 
auf sanfte Mobilität umzusteigen. 
Weitere Infos: www.autofasten.at 
oder folgen Sie uns auf 
www.facebook.com/Autofasten.

Europäische Union 
Menschenrechte an den Grenzen

Die Europäische Union steht vor neuen, vielfältigen Herausforderungen: 
Der Krieg in der Ukraine zwingt viele Menschen zur Flucht. Gleichzeitig 
warten tausende Menschen aus anderen Krisenländern an den EU-Außen-
grenzen auf die Chance, in einem europäischen Land, um Asyl anzusuchen 
oder sind auf gefährlichen Wegen in die EU eingereist. Der Umgang mit 
schutzsuchenden Menschen, die über das Mittelmeer oder andere Routen 
versuchen, in einem sicheren EU-Land Hilfe zu erhalten, steht weiter stark in 
der Kritik. 
Wir wollen, gemeinsam mit Expert*innen, fragen und diskutieren: 

○  Werden Menschenrechte für Geflüchtete auf dem Altar des Populismus       
 geopfert? 
○  Welche Rolle spielt die EU, welche Aussagen trifft sie, was passiert in der   
 nationalen Politik? 
○  Wie ist der aktuelle Umgang mit flüchtenden Menschen in der EU und   
 insbesondere in Österreich und wie kann dieser in Zukunft gestaltet   
 werden? 

Gesprächspartner*in:

Mathilde Schwabeneder, Radio- und TV-Journalistin, 
Vorsitzende des Linzer Vereins SOS Menschenrechte
Philip Czech, Geschichte- und Rechtswissenschafter, 
Leitung des Geschäftsbereichs Forschung & Publikationen  Österreichischen 
Institut für Menschenrechte

Ort: Bildungszentrum Maximilianhaus, Gmundner Str. 1b, Attnang
Termin: Mittwoch, 1. März 2023, 19.00 bis 21.00 Uhr
Anmeldung bis 24. Februar erbeten: maximilianhaus@dioezese-linz.at 
oder  (07674) 66 550
Eintritt: Freiwillige Spenden für Volkshilfe IBB Vöcklabruck. 

Kooperationsveranstaltung mit: 
Diözese Linz, Soziales & Caritas, Bereich 3, Fachbereich Gesellschaft und 
Soziales, Kapuzinerstraße 84, 4020 Linz

gefördert durch: 

Stadtspaziergang mit 
prominenten Linzer*innen
Im Dialog mit der Stadt Linz
Fr., 24. März 2023, 14.45 bis 16.30 Uhr
Referent: Bischof Manfred Scheuer, 
Diözese Linz
Nähere Information:
https://www.dioezese-linz.at/urbiorbi


